
Vereinssatzung 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird das generische Maskulinum verwendet und auf 
die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d) 
verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. 
Dies soll jedoch keinesfalls eine Geschlechterdiskriminierung oder eine Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes zum Ausdruck bringen. 

§ 1	 Name, Sitz, Geschäftsjahr


1.	 Der Verein hat den Namen “Kunstturngemeinschaft Lüneburger Heide”. Er hat seinen Sitz in 
Winsen (Luhe). Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Danach lautet der Name 
“Kunstturngemeinschaft Lüneburger Heide e.V.”


2.	 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.


§ 2	 Zweck, Aufgaben und Grundsätze


1.	 Zweck des Vereins ist die Pflege, Förderung und Ausübung des Sports. Der Satzungszweck 
wird insbesondere verwirklicht durch die Sportart Turnen. Besondere Bedeutung kommt der 
Betreuung der Kinder und Jugendlichen zu. Die aktiven Vereinsmitglieder nehmen am 
regelmäßigen Training und ggf. an Wettkämpfen teil. Die Betreuung der Sportangebote 
erfolgt durch sportfachlich vorgebildete Übungsleiter.


2.	 Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral.


3.	 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind oder 
durch unverhältnismässig hohe Vergütungen begünstigt werden. Maßstab der 
Angemessenheit ist die gemeinnützige Zielsetzung des Vereins. 


4.	 An Übungsleiter können Vergütungen gezahlt werden. Über die Höhe entscheidet der 
Vorstand.


5.	 Vorstandsmitglieder können pauschal für Zeit- oder Arbeitsaufwand entschädigt werden. 


§ 3	 Gemeinnützigkeit


1.	 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts “steuerbegünstigte Zwecke” der Abgabenordnung, und zwar durch die 
Förderung der Allgemeinheit auf dem Gebiet des Sports.


2.	 Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.


3.	 Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden.




§ 4	 Mitgliedschaft


	 Der Verein hat folgende Mitglieder:

	 - aktive Mitglieder

	 - passive Mitglieder

	 - Ehrenmitglieder


§ 5 	Erwerb der Mitgliedschaft


1.	 Aktives Mitglied kann jede natürliche Person werden. Über den schriftlichen 
Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch 
den Vorstand bedarf keiner Begründung. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der 
Unterschrift eines gesetzlichen Vertreters.


2. 	 Passives Mitglied kann jede natürliche und juristische Person werden, die dem Verein 
angehören will, ohne sich in ihm sportlich zu betätigen. Für die Aufnahme gelten die Regeln 
über die Aufnahme aktiver Mitglieder entsprechend. 


3. 	 Ehrenmitglied kann auch eine natürliche Person werden, die nicht Mitglied des Vereins ist. 
Die Ernennung zu Ehrenmitgliedern erfolgt auf Vorschlag vom Vorstand und auf Lebenszeit; 
sie bedarf einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder der Jahreshauptversammlung.


§ 6	 Beendigung der Mitgliedschaft


1.	 Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod.


2.	 Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklären. Er ist mit einmonatiger Frist zum 30.06. 
und 31.12. jeden Jahres möglich.


3.	 Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden 

	 - wegen erheblicher Verletzung satzungsgemäßer Verpflichtungen, 

	 - wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins oder 

	 - wegen groben unsportlichen Verhaltens.


Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Vor der Entscheidung hat er dem Mitglied 
Gelegenheit zu geben, sich mündlich oder schriftlich zu äußern; hierzu ist das Mitglied unter 
Einhaltung einer Mindestfrist von zehn Tagen schriftlich aufzufordern. Die Entscheidung über 
den Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied schriftlich zuzustellen. Gegen 
die Entscheidung ist die Berufung an die Mitgliederversammlung zulässig; sie muss 
schriftlich und binnen drei Wochen nach Absendung der Entscheidung erfolgen. Die 
Mitgliederversammlung entscheidet endgültig.


4.	 Ein Mitglied kann des Weiteren ausgeschlossen werden, wenn es trotz zweimaliger 
schriftlicher Mahnung durch den Vorstand mit der Zahlung von Vereinsbeiträgen oder 
Umlagen in Höhe von mehr als einem Jahresbeitrag im Rückstand ist. Der Ausschluss kann 
durch den Vorstand erst beschlossen werden, wenn seit Absendung des zweiten 	 	 	  
Mahnschreibens, das den Hinweis auf den Ausschluss zu enthalten hat, drei Monate 
vergangen sind.


5.	 Mitglieder, deren Mitgliedschaft erloschen ist, haben keinen Anspruch auf Anteile aus dem 
Vermögen des Vereins. Andere Ansprüche gegen den Verein müssen binnen sechs Monaten 



nach Erlöschen der Mitgliedschaft schriftlich geltend gemacht und begründet werden. 
Durch das Erlöschen der Mitgliedschaft bleiben Verbindlichkeiten gegenüber dem Verein 
bestehen.


§ 7	 Mitgliedsbeiträge


1.	 Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbetrages und dessen 
Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. Näheres hierzu regelt die 
Beitragsordnung. Diese ist nicht Bestandteil der Satzung.


2.	 Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit.


§ 8	 Rechte und Pflichten


1.	 Mitglieder sind berechtigt, im Rahmen des Vereinszweckes an den Veranstaltungen des 
Vereins teilzunehmen. 


2.	 Jedes Mitglied ist verpflichtet, sich nach der Satzung und den weiteren Ordnungen des 
Vereins zu verhalten. Alle Mitglieder sind zu gegenseitiger Rücksichtnahme und zur 
Einhaltung gemeinsamer Wertvorstellungen verpflichtet. 


3.	 Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen und Umlagen verpflichtet.


§ 9	 Organe


	 Die Organe des Vereins sind 
- der Vorstand 
- die Mitgliederversammlung


§ 10	 Geschäftsführender Vorstand


1.	 Der geschäftsführende Vorstand besteht aus vier Mitgliedern, dem ersten Vorsitzenden, dem 
stellvertretenden Vorsitzenden, dem Kassenwart und dem Geschäftsführer. Diese sind 
Vorstand im Sinn des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). Bei Parität hat der erste 
Vorsitzende doppeltes Stimmrecht.


2.	 Die Mitglieder des Vorstandes sind jeweils einzelvertretungsberechtigt mit der 
Beschränkung, dass Geschäfte mit einem Wert von mehr als 2000 EUR der Zustimmung 
des geschäftsführenden Vorstands mit einfacher Mehrheit bedürfen.


3.	 Der geschäftsführende Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei 
Jahren gewählt. Die Wahl des Kassenwarts erfolgt nach Vereinsgründung erstmalig nur auf 
die Dauer von einem Jahr. Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. Die 
Mitglieder des Vorstandes bleiben so lange im Amt, bis ein neuer geschäftsführender 
Vorstand gewählt worden ist.


4.	 Dem geschäftsführenden Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des 
Vereins.


5.	 Die Vereinigung mehrerer Ämter im geschäftsführenden Vorstand in einer Person ist 
unzulässig.




§11 Erweiterter Vorstand


1.     Zusätzlich zum geschäftsführenden Vorstand kann die Mitgliederversammlung weitere 
Vorstandsmitglieder ohne Vertretungsbefugnis bestellen und bei der Bestellung über deren 
Zahl und Aufgabenbereiche entscheiden.


2.	 Der erweiterte Vorstand hat beratende Funktion im Gesamtvorstand.


§ 12 Mitgliederversammlung


1.	 Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich durch den Vorstand einzuberufen.


2.	 Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das 
Vereinsinteresse erfordert oder wenn die Einberufung von 25% der Vereinsmitglieder 
schriftlich und unter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt wird.


3.	 Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich oder per E-Mail durch den 
Vorstand unter Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens vier Wochen bei gleichzeitiger 
Bekanntgabe der Tagesordnung und entsprechender Beschlussvorlagen. Die Frist beginnt 
mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das 
Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied 
des Vereins schriftlich bekannt gegebene (Post- oder E-Mail-)Adresse gerichtet ist.


4.	 Weitere Anträge zur Beschlussfassung müssen innerhalb von zehn Tagen nach der 
Ankündigung schriftlich und mit Begründung an den Vorstand gestellt werden. 


5.	 Die Mitgliederversammlung kann als Präsenzversammlung oder als virtuelle 
Mitgliederversammlung (Online-Verfahren im gesicherten Kommunikationsraum) abgehalten 
werden. Auch eine Kombination von Präsenzversammlung und virtueller Versammlung ist 
möglich. Die erforderlichen Zugangsdaten für die Teilnahme an virtuellen Versammlungen 
werden dem Mitglied spätestens drei Stunden vor Beginn der Veranstaltung mitgeteilt.


6.	 Beschlüsse können auch schriftlich gefasst werden. Dazu wird die Beschlussvorlage allen 
Mitgliedern per Post oder per E-Mail mit einer Frist von zwei Wochen zur Stimmabgabe 
vorgelegt. Stimmabgaben, die nicht bis zum Ende der Frist beim Verein eingehen, gelten 	 	
als Enthaltungen.


7.	 Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig – ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Vereinsmitglieder.


8.	 Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse (mit Ausnahme von Satzungsänderungen 
und bei Auflösung des Vereins) mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag 
als abgelehnt.


9.	 Die Mitgliederversammlung kann eine Versammlungs- und Wahlordnung 
(Geschäftsordnung) beschließen, die die Einzelheiten der Organisation und Verfahren der 
Versammlung und Wahlverfahren regelt.


10.	 Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Mitgliedern, die das 16. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, nimmt der gesetzliche Vertreter das Stimmrecht wahr.




§ 13 Satzungsänderungen


1.	 Für den Beschluss über Satzungsänderungen ist eine Dreiviertelmehrheit der erschienenen 
Vereinsmitglieder erforderlich. Über Satzungsänderungen kann in der 
Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn auf diesen Tagesordnungspunkt 
bereits in der Einladung (im Rahmen der satzungsgemäßen Frist) zur Mitgliederversammlung 
hingewiesen wurde und der Einladung sowohl der bisherige als auch der vorgesehene neue 
Satzungstext beigefügt worden waren.


2.	 Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen 
Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese 
Satzungsänderungen müssen allen Vereinsmitgliedern sofort schriftlich mitgeteilt werden.


§ 14	 Beurkundung von Beschlüssen


1.	 Die in Mitgliederversammlungen und in Vorstandssitzungen gefassten Beschlüsse sind 
schriftlich niederzulegen und vom Vorstand zu unterzeichnen.


§ 15 Datenschutz


1.	 Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der 
Mitglieder im Verein verarbeitet.


2.	 Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat 
jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 


	 - das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 

	 - das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 

	 - das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 

	 - das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 

	 - das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO, 

	 - das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO und 

	 - Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DS-GVO.


3.	 Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur 
Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich 
zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der 
oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.


§ 16 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung


1.	 Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine relative Mehrheit der in der 
Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur nach 
rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden.


2.	 Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt 
Winsen/Luhe bzw. deren Rechtsnachfolger. Die Stadt ist verpflichtet, das Vereinsvermögen 
ausschließlich für Zwecke im Bereich der Jugendförderung zu verwenden. Das 
Vereinsvermögen ist jedoch zunächst für die Dauer von zwei Jahren zinsbringend zu 
verwalten. Sollte innerhalb dieser Frist keine Wiederbegründung des alten Vereins 	zustande 
kommen oder kein neuer Verein gegründet werden, so beginnt die zweckentsprechende 
Verfügungsermächtigung über das Vereinsvermögen.




§ 17 Inkrafttreten


Diese Satzung ist in der vorliegenden Form von der Mitgliederversammlung des Vereins am 
24. Juli 2024 beschlossen worden.


